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11.Beiblatt Beiblatt zur Parlamentkorrespondenz 12. Juli 1960 

141/ J Anfrage 

der Abgeordneten Dr.P rad e r, Hat t man n s d 0 r f e r. Reh 0 r. 

Dr.K u m m e r. Ing. F i n k und Genossen. 

an die Bundesregierung. 

betreffend die Regelung der Berechnung des landwirtschaftlichen Einkommens 

nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz und den Einbau des Kriegsopfer-Er­

nährungszulagengesetzes 1957 in das Kriegsopferversorgungsgesetz. 

-a-.-o-o-.-o-
Die Anwendung der Bestimmungen des § 13 KOVG. bereiten in der Praxis 

mehrfach Schwierigkeiten. im besonderen hinsichtlich der ziffernmässigen 

Feststellung des Einkommens aus Land- und Forstwirtschaft. bzw. des in 

Güterform zufU eGsenden Einkommens. Um nicht nur den Begriff des anrechen­

baren Einkommens möglichst eindeutig zu umschreiben. sondern auch eine die 

Verwaltungstätigkeit vereinfachende Handhabung der Vorschriften zu gewähr­

leisten und die Bundeseinheitlichkeit der Entscheidungen sicherzustellen 

und dadurch die Voraussetzungen für eine w8itreichende Gleichheit in der 

Behandlung der Versorgungsberechtigten zu schaffen. erweist sich die Neu­

fassung der Bestimmungen des § 13 als notwendig. Zur Erreichung des skizzier­

ten Zieles erscheint es zweckmässig, die Einkommensermittlung für Zwecke des 

KOVG •. in Hinsicht des Einkommens aus Land- und Forstwirtschaft auf den Ein­

heitswert aufzubauen. der den Ertragswert der land- bzw. forstwirtschaft­

lichen Liegenschaften darstellt und die tatsächlichen Produktionsbedingungeng 

die- in den verschiedenen Produktionsgebieten sehr unters chiedlich sind. wei t-

® gehend berücksichtigt. Aus den in den jährlichen Beric.hten der Land- und 

Forstwirtschaftlichen Landes-Buchführungs-Gesellschaft veröffentlichten Buch-

führungsergebnissen ergibt sich. dass das verbrauchbare Einkommen aus land­

und forstwirtschaftlichen Betrieben mit 20 v.H. des Einheitswertes anzunehmen 

ist. Da auch für kleine und kleinste land- und forstwirtschaftliehe Liegen­

schaften Einheitswertbescheide gemäss dem Bewertungsgesetz 19559 BGBl.Nr. 

148/55 erlassen werden. vermögen die mit der Durdhführung des. KOVG. befassten 

Behörden. ohne ein umfängliches Ermittlungsverfahren durchführen zu müssen 

und ohne auf SchätzungBn angewiesen zu sein. in einfachster Weise das ver­

brauchbare Einkommen aus landwtrtschaftlichen Liegenschaften unterschiedlich­

ster Grösse festzustellen. Die Berechnung nicht in Geld bestehender Nutzungen 

und Leistungen nach den Richtlinien für die Bewertung der Sachbezüge für 

Zwecke des Steuerabzuges vom Arbeitslohn und der Sozialversicherung ist auch 

bei der Feststellung des nach § 13 KOVG. anrechenbaren Einkommens vertretbar 
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und trägt zur wesentlichen Verwaltungsvereinfachung bei. Im besonderen ge­

währleistet diese Berechnung auch klare Verhältnisse in jenen Fällen. in de­

nen die Empfänger von Beschädigten- oder Witwenrenten Ausgedingsleistungen 

an El tdrnrentenwerber zu erbringen haben. 

Die Institution der Ernßhrungszulage wurde in den sonstigen Rechts­

gebieten durch unmittelbaren EinbaY in die Leistungen abgelöst. Ein solcher 

Einbau der Ernährungszulagen in die vom jeweiligen Einkommen abhängigen 

Versorgungsleistungen nach dem KOVG. ist nicht nur im Interesse der Ver­

waltungsvereinfachung. sondern auch aus dem Grunde vertretbar. weil dadurdb 

Härten. dja in den Bestimnru.ngen,des Ernährungszulagengesetzes ihre Ursache 

haben. vermieden werden können und dem Grundsatz der Gleichheit auch in die­

ser Beziehung weitestgehend Rechnung getragen wird. 

Die Beseitigung des Ernährungszulagensystems in der Kriegsopferver­

sorgung, bzw. der Einbau dieser Zulagen in die Versorgungsleistungen wurde 

bereits wiederholt vom Rechnungshof. ab<.3r auch vom Verwal tungsgerichtshof 
., 

als angezeigt erachtet; die Zentralorganisation der Kriegs.opferverbände 

Österreichs hat bereits vor längerer Zeit eine solche Regr;:;lung vorgeschlagen. 

Anlässlich der Behandlung der letzten Novelle zum Kriegsopferversorgungs­

gesetz (BGBl.Nr. 289/1959) sind Abgeordnete aller Parteien für den Einbau 

der Ernährungszulagen in die Rentenleistun~n eingetreten. 

Die unterfertigten Abgeordnet<:m stsllen daher an die Bundesregierung 

A n fra g e g 

Ist die Bundesregierung bereit" dem Nationalrat baldigst eine Novelle 

zum Kriegsopferversorgungsgesetz vorzulegen. in der 

1. der 5 13 Abs.4 des Kriegsopferversorgungsgesetzes in der Art abge­

ändert wird. dass der Berechnung des landwirtschaftlichen Einkommens ein Prozent­

satz des Einheitswertes zugrundegelegt wird" und 

2. das bisherige Kriegsopfer-Ernährungszulagengesetz 1957. BGB1.Nr.152/57. 

organisch in das Kriegsopferversorgungsgesetz eingebaut wird. 

-.-0-0- ..... -.-
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